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Erster Abschnitt

Strukturelle Maßnahmen  
(Auf Dauer wirkende Maßnahmen)

§ 1

Zusammenlegung von Schulformen

Die Staatliche Handelsschule Berliner Tor (BS05) wird mit 
der Beruflichen Schule für Spedition, Logistik und Verkehr 
(BS20) zusammengelegt und zur Beruflichen Schule für Logis-
tik, Schifffahrt und Touristik (BS09) am Standort Brekelbaums 
Park 6, 20537 Hamburg, umgewandelt. 

Zweiter Abschnitt
Organisatorische Maßnahmen 

(Auf fünf Schuljahre beschränkte Maßnahme)

§ 2
Einrichtung von Eingangsklassen

Abweichend von § 87 Absatz 2 Satz 2 HmbSG wird für die 
Schuljahre 2021/2022, 2022/2023, 2023/2024, 2024/2025 und 
2025/2026 bestimmt:
1.	 An der Schule an der Burgweide wird mindestens eine Ein-

gangsklasse der Jahrgangsstufe 1 der Grundschule einge-
richtet.

Verordnung 
über Maßnahmen im Rahmen der Schulorganisation 

zum Schuljahresbeginn 2021/2022
Vom 24. Juni 2021 

Auf Grund von § 87 Absatz 3 des Hamburgischen Schulge-
setzes (HmbSG) vom 16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt 
geändert am 11. Mai 2021 (HmbGVBl. S. 322), und § 1 Num-
mer 18 der Weiterübertragungsverordnung-Schulrecht vom 
20. April 2010 (HmbGVBl. S. 324) wird verordnet:
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2.	 An der Stadtteilschule Stübenhofer Weg werden mindes-
tens zwei Eingangsklassen der Jahrgangsstufe 5 eingerich-
tet.

3.	 Am Gymnasium Finkenwerder werden mindestens zwei 
Eingangsklassen der Jahrgangsstufe 5 eingerichtet.

Dritter Abschnitt
Organisatorische Maßnahmen 

(Auf ein Schuljahr beschränkte Maßnahmen)

§ 3
Einrichtung von Eingangsklassen

Abweichend von § 87 Absatz 2 Satz 2 HmbSG wird für das 
Schuljahr 2021/2022 bestimmt:
1.	 An der Clara-Grunwald-Schule wird mindestens eine Ein-

gangsklasse der Jahrgangsstufe 1 der Grundschule einge-
richtet.

2.	 An der Wolfgang-Borchert-Schule wird mindestens eine 
Eingangsklasse der Jahrgangsstufe 1 der Grundschule ein-
gerichtet.

Hamburg, den 24. Juni 2021.

Die Behörde für Schule und Berufsbildung
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Einunddreißigste Verordnung 
über die Erweiterung der Verkaufszeiten 

aus Anlass von besonderen Ereignissen im Bezirk Bergedorf
Vom 12. Juli 2021

Auf Grund von § 8 Absatz 1 Satz 2 des Ladenöffnungsgeset-
zes vom 22. Dezember 2006 (HmbGVBl. S. 611), geändert am 
15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444, 449), in Verbindung 
mit der Weiterübertragungsverordnung-Verkaufszeiten vom 
3. April 2018 (HmbGVBl. S. 82), geändert am 6. Oktober 2020 
(HmbGVBl. S. 523, 531), wird verordnet:

§ 1
Sonntagsöffnung am 8. August 2021

(1) Verkaufsstellen dürfen am Sonntag, dem 8. August 2021, 
in der Zeit von 13 Uhr bis 18 Uhr geöffnet sein aus Anlass der 
Veranstaltung „Inklusion und Integration – Miteinander statt 
nebeneinander“.

(2) Nach § 8 Absatz 1 Satz 3 des Ladenöffnungsgesetzes 
wird die Freigabe der Öffnungszeiten nach Absatz 1 beschränkt 
auf Verkaufsstellen am Unteren Landweg 77.

§ 2
Schlussvorschrift

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den 
Ladenschluss vom 12. Mai 1998 (HmbGVBl. S. 68), zuletzt 
geändert am 19. Oktober 2004 (HmbGVBl. S. 386), bleibt 
unberührt.

 Hamburg, den 12. Juli 2021.

Das Bezirksamt Bergedorf
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§ 1

Grundsatz und Zweck

(1) Diese Verordnung regelt die Dauer und Inhalte der 
Schulungen, die Rahmenbedingungen für deren Durchfüh-
rung, die Verpflichtung zu Wiederholungsschulungen zum 
Erwerb der Sachkundenachweise sowie die Ausgestaltung und 
Anforderungen an die Sozialkonzepte gemäß § 9 Absatz 1 
Satz 1 Nummern 3 und 4 HmbGlüStVAG für Wettvermitt-
lungsstellen.

(2) Ziele der Schulungen sind die Vermittlung von Wissen 
und Handlungskompetenzen, wodurch die Teilnehmenden 
befähigt werden, eigenverantwortlich Maßnahmen zum Spie-
lerinnen- und Spielerschutz sowie zum Jugendschutz in Wett-
vermittlungsstellen zu ergreifen und durchzusetzen.

(3) Im Sozialkonzept sind dessen Verankerung im Unter-
nehmen und die Maßnahmen zum Spielerinnen- und Spieler-
schutz darzulegen.

§ 2

Sachkundenachweis

(1) Einen großen Sachkundenachweis haben zu erbringen 
bei einem Betrieb der Wettvermittlungsstelle

1.	 durch natürliche Personen die Betreibenden sowie

2.	 durch juristische Personen die Vertretungsberechtigten.

Die Schulungsdauer für den Erwerb des großen Sachkunde-
nachweises beträgt mindestens elf Zeitstunden. Die Schul
ungen müssen die Module nach § 5 Absatz 1 umfassen.

(2) Einen kleinen Sachkundenachweis haben Personen zu 
erbringen, die in Unternehmen als Aufsicht über den Spielbe-
trieb tätig sind oder tätig werden sollen (verantwortliche Per-
son vor Ort), die Sozialkonzeptbeauftragten sowie die Spieler-
schutzbeauftragten. Die Schulungsdauer für den Erwerb des 
kleinen Sachkundenachweises beträgt mindestens acht Zeit-
stunden. Die Schulungen müssen die Module nach § 5 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 umfassen.

(3) Eine Wiederholungsschulung ist für die in den Absät-
zen 1 und 2 genannten Personen erstmals nach drei Jahren 
verpflichtend. Danach erhöht sich die Wiederholungsfrequenz 
auf fünf Jahre.

§ 3

Anforderungen an die Schulungsanbieter

Die Sachkundenachweise nach § 2 werden nur anerkannt, 
wenn die Schulungen durch Anbieter durchgeführt wurden, 
die in der Lage sind, die Erreichung der in § 1 Absatz 2 
genannten Ziele sicherzustellen. Der Anbieter muss 

1.	 ein Schulungskonzept anwenden, das die nach § 5 Absatz 1 
erforderlichen Module vermittelt, und die Vorgaben von § 2 

Absatz 1 Satz 2, § 2 Absatz 2 Sätze 2 und 3 sowie § 5 Absatz 2 
erfüllt,

2.	 qualifiziertes Personal nachweisen und einsetzen, das die 
Schulungsinhalte nach Anlage 1 vermitteln kann,

3.	 die Verfügbarkeit von Räumen darlegen, die für die Durch-
führung von Schulungen geeignet sind.

§ 4

Liste der anerkannten Schulungskonzepte

(1) Die Anbieter können sich mit einem formlosen Schrei-
ben bei der zuständigen Behörde um die Aufnahme ihrer 
Schulungskonzepte in die „Liste der anerkannten Schulungs-
konzepte für Schulungen nach dem Hamburgischen Glücks-
spielstaatsvertrags-Ausführungsgesetz“ bewerben. 

(2) Sind die Anforderungen nach § 3 Satz 2 erfüllt, wird das 
Schulungskonzept unter Nennung des Anbieters in die Liste 
aufgenommen. Der Eintrag wird nach Ablauf von fünf Jahren 
aus der Liste gelöscht; der Anbieter kann eine Löschung jeder-
zeit verlangen. Frühestens ein Jahr vor Ablauf der in Satz 2 
genannten Frist kann diese auf Wunsch des Anbieters verlän-
gert werden. Die Liste wird auf der Internetseite der in Ab- 
satz 1 Satz 1 genannten Behörde veröffentlicht. Sie ist nicht 
abschließend.

§ 5

Ausgestaltung der Schulungen

(1) Die Schulungen müssen, je nachdem ob es sich um den 
kleinen oder großen Sachkundenachweis handelt, folgende 
Module umfassen:

1.	 Rechtliche Rahmenbedingungen für den in Aussicht 
genommenen Betrieb,

2.	 Basiswissen über Sucht (Entstehung, Verlauf), Gefähr-
dungspotenzial und Risikofaktoren beziehungsweise beson-
dere Spielanreize bei Sportwetten, 

3.	 Handlungskompetenzen im Sinne von § 1 Absatz 2 (zum 
Beispiel Kommunikationsstrategien als Grundlage zur 
Früherkennung, Frühintervention bei problematischem 
und pathologischem Spiel- und Wettverhalten),

4.	 Informationen und Darstellung von Hilfen für Menschen 
mit problematischem und pathologischem Spiel- und Wett-
verhalten und deren Angehörige (zum Beispiel Flyer, regio-
nale Beratungs- und Therapieangebote, Internet).

Näheres zu den jeweils erforderlichen Schulungsinhalten 
für den großen und den kleinen Sachkundenachweis ist in 
Anlage 1 ausgewiesen.

(2) Die Anbieter erstellen Schulungsunterlagen, in denen 
die wesentlichen Inhalte der Schulungen sowie praxisorien-
tierte Handlungsempfehlungen zusammengestellt sind. Diese 

Verordnung 
zur Ausführung von Maßnahmen zum Schutz von Teilnehmenden an Sportwetten 

nach dem Hamburgischen Glücksspielstaatsvertrags-Ausführungsgesetz 
(Hamburgische Sportwettenteilnahmeschutzverordnung – HmbSportwSchuVO)

Vom 13. Juli 2021

Auf Grund von § 16 Nummer 5 des Hamburgischen Glücks-
spielstaatsvertrags-Ausführungsgesetzes (HmbGlüStVAG) vom 
29. Juni 2012 (HmbGVBl. S. 235), zuletzt geändert am 
17. Februar 2021 (HmbGVBl. S. 75), wird verordnet:
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Unterlagen werden den Teilnehmenden spätestens am Ende 
der Schulung ausgehändigt.

(3) Die Schulungen können in Gruppen durchgeführt wer-
den, wobei die Gruppengröße 15 Personen nicht überschreiten 
sollte.

(4) Die Schulungen schließen mit einer Erfolgskontrolle 
ab.

§ 6
Bescheinigung über die erfolgreiche Schulungsteilnahme; 

Sachkundenachweis

(1) Nach erfolgreicher Teilnahme an der Schulung stellt der 
Anbieter eine Bescheinigung über die erfolgreiche Teilnahme 
aus; sie hat Folgendes auszuweisen:
1.	 vollständiger Name, Anschrift und Geburtsdatum der an 

der Schulung teilnehmenden Person,
2.	 Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der 

Institution, die die Schulung durchführte,
3.	 Information, ob die geschulte Person als Betreiberin bezie-

hungsweise Betreiber der Wettvermittlungsstelle (großer 
Sachkundenachweis) oder verantwortliche Person vor Ort, 
Sozialkonzeptbeauftragte bzw. -beauftragter oder Spieler-
schutzbeauftragte bzw. -beauftragter (kleiner Sachkunde-
nachweis) geschult wurde,

4.	 in welchen Bereichen die teilnehmende Person geschult 
wurde,

5.	 Dauer der Schulung in Stunden,
6.	 Bestätigung der erfolgreichen Teilnahme.
Die Teilnahmebescheinigung ist nach dem Muster der Anlage 
2 auszustellen.

(2) Die Schulung gilt als erfolgreich absolviert, wenn die 
teilnehmende Person ohne Fehlzeiten an der Schulung teilge-
nommen hat und sich der Anbieter durch geeignete Maßnah-
men davon überzeugt hat, dass die teilnehmende Person mit 
den erforderlichen Kenntnissen vertraut ist.

(3) Bei erfolgloser Teilnahme kann der Besuch der Schu-
lung zum Erwerb des Sachkundenachweises wiederholt wer-
den.

§ 7
Anerkennung von Sachkundenachweisen 

anderer Bundesländer

(1) Sachkundenachweise, die zur Tätigkeit in Wettvermitt-
lungsstellen anderer Bundesländer anerkannt wurden, werden 

von der zuständigen Behörde bei Vorliegen folgender Voraus-
setzungen anerkannt:

1.	 die in § 2 Absätze 1 und 2 genannte Mindestschulungsdauer 
wurde nicht unterschritten,

2.	 die Schulung umfasste die in § 5 Absatz 1 genannten Schu-
lungsinhalte.

(2) Sachkundenachweise von Schulungen, die zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits durchge-
führt wurden, werden auch anerkannt, wenn diese die Anfor-
derungen in einem anderen Bundesland erfüllen.

(3) Für Sachkundenachweise, die in Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union erworben wurden, gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend.

§ 8

Sozialkonzept

(1) Voraussetzung für den Betrieb einer Wettvermittlungs-
stelle ist die Vorlage eines Sozialkonzeptes. 

(2) Das Sozialkonzept muss die aktuell gesicherten sucht-
wissenschaftlichen Erkenntnisse einschließlich der damit ver-
bundenen Genderaspekte berücksichtigen und ist fortlaufend 
weiterzuentwickeln. Es ist in einem Abstand von längstens 
fünf Jahren zu überarbeiten und bei der zuständigen Behörde 
einzureichen.

(3) Das Sozialkonzept muss folgenden Inhalt haben:

1.	 Darstellung der Maßnahmen des Unternehmens bezogen 
auf den Schutz der Spielenden,

2.	 Benennung des Funktionsträgers, der im Unternehmen mit 
der Umsetzung des Sozialkonzeptes beauftragt ist sowie der 
verantwortlichen Person vor Ort,

3.	 Angaben zur Umsetzung der Maßnahmen zum Schutz der 
Spielenden sowie zum Jugendschutz,

4.	 Dokumentation der Maßnahmen zur Umsetzung des Sozi-
alkonzeptes,

5.	 Berichtspflicht an die zuständige Behörde.

Näheres zu den Inhalten des Sozialkonzeptes ist in Anlage 3 
ausgewiesen.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 13. Juli 2021.
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1 
 

 
Anlage 1 

 

Anforderungen an die Schulungen gemäß § 3 Satz 2 

 

Schulungsthemen Mindestdauer großer Sach-
kundenachweis 

kleiner Sach-
kundenachweis 

Rechtliche Rahmenbedingungen: 
Regelungen nach 
- der Gewerbeordnung, 
- dem Glücksspielstaatsvertrag 

2021, 
- dem Jugendschutzgesetz und  
- Regelungen zu Ordnungswidrigkei-

ten 

3 Zeitstunden erforderlich - 

Basiswissen über Sucht, insbe-
sondere 
- Entstehung und Verlauf 
- Gefährdungspotenzial und Risiko-

faktoren beziehungsweise beson-
dere Spielanreize bei Sportwetten 

 

3 Zeitstunden erforderlich erforderlich 

Handlungskompetenz: 
- Erkennungsmerkmale sowie Ursa-

chen, Verlauf und Folgen von 
problematischen und pathologi-
schem Spielverhalten 

- Kommunikationsstrategien als 
Grundlage zur Früherkennung, 
Frühintervention bei problemati-
schem und pathologischen Spiel-
verhalten - vorbeugende Anspra-
che von Personen mit auffälligem 
Spielverhalten (interaktive Übun-
gen) 

- Gesprächsführung bei der Umset-
zung der gesetzlich vorgeschriebe-
nen Maßnahmen zum Schutz von 
Spielenden sowie zum Schutz der 
Jugend (zum Beispiel Identitäts-
kontrolle, Aufklärung über Hilfsan-
gebote, Sperrverfahren) 

- Verhalten in kritischen Situationen 

4 Zeitstunden erforderlich erforderlich 

Informationen über und Darstel-
lung von Hilfen für Menschen mit 
problematischem und pathologi-
schem Spielverhalten und deren 
Angehörige 
(zum Beispiel Flyer, regionale Bera-
tungs- und Therapieangebote, Inter-
net) 

1 Zeitstunde erforderlich erforderlich 
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           Anlage 2 
 
 

Bescheinigung über die erfolgreiche Teilnahme an einer Personalschulung 
Teilnahmezertifikat 

 
Hiermit wird bescheinigt, dass 
 
Herr/Frau………………………………………………………………………………………………. 
   (Name, Vorname) 
 
geboren am…………………………………in………………………………………………………. 
 
wohnhaft in……………………………………………………………………………………………. 
   (PLZ, Wohnort, Straße, Hausnummer) 
 
an der von……………………………………………………………………………………………... 
   (Name der Schulungseinrichtung) 
 
     ………………………………………………………………………………………………. 
   (Sitz/Anschrift) 
 
     ………………………………………………………………………………………………. 
   (Telefonnummer) 
 
     ……………………………………………………………………………………………….. 
   (E-Mail-Adresse) 
 
am………………………………………………………………………………………………………. 
   (Datum der Schulung) 
 
durchgeführten Schulung gemäß der Hamburgischen Sportwettenteilnahmeschutzverordnung 
für Wettvermittlungsstellen als 
 
□ Betreiberin/ Betreiber (großer Sachkundenachweis) 
□ mit der Aufsicht betrauten Person (verantwortliche Person vor Ort) (kleiner Sachkundenach-
weis) 
□ Sozialkonzeptbeauftragte/-beauftragter (kleiner Sachkundenachweis) 
□ Spielerschutzbeauftragte/-beauftragter (kleiner Sachkundenachweis) 
 
erfolgreich teilgenommen hat. Die Teilnehmerin/ der Teilnehmer wurde in folgenden Bereichen 
geschult: 

o Rechtliche Rahmenbedingungen, 
o Basiswissen über Sucht (zum Beispiel Entstehung/Verlauf, Gefährdungspotenzial von 

Sportwetten), 
o Handlungskompetenzen (zum Beispiel Kommunikationsstrategien als Grundlage zur 

Früherkennung, Frühintervention bei problematischem und pathologischem Spiel- und 
Wettverhalten), 

o Informationen und Darstellung von Hilfen für Menschen mit problematischem und patho-
logischem Spiel- und Wettverhalten und deren Angehörige (zum Beispiel Flyer, regio-
nale Beratungs- und Therapieangebote, Internet). 

(Zutreffendes bitte ankreuzen) 
 
Die Schulungsdauer betrug ……………. Zeitstunden. 
 

………………………………     …………………………………….. 
(Ort, Datum) (Unterschrift der oder des Schulungs-

verantwortlichen)  
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                   Anlage 3 
 Konkretisierung zum Sozialkonzept 

 
Zu folgenden Punkten müssen im Sozialkonzept Ausführungen vorgenommen werden. 
 

1. Verfasserin bzw. Verfasser des Sozialkonzeptes. 
 

2. Verankerung des Sozialkonzeptes im Unternehmen: 
a) Bestandteil des "Leitbilds" des Unternehmens, 
b) Einordnung in den Betriebsablauf, Festlegung der Verantwortlichkeiten, 
c) kontinuierliche Anpassung/ Weiterentwicklung des Sozialkonzeptes an die Wissen-

schaftlichen Erkenntnisse und an die Angebotsstruktur. 
 

3. Darstellung, wer im Unternehmen mit der Umsetzung des Sozialkonzeptes vor Ort beauf-
tragt ist (sozialkonzeptverantwortliche Stelle/ Funktion): 
a) Nennung der Funktion, an die die Aufgabe angebunden ist, 
b) Einbindung dieser Funktion im Unternehmen (Hierarchieebene), 
c) Darstellung der Qualifikation der Funktionsinhaberin/ Funktionsinhabers für diese Auf-

gabe, 
d) Darstellung der Aufgaben, die im Rahmen der Funktion zu erfüllen sind. 

 
4. Darstellung der Maßnahmen zur Erfüllung der personalbezogenen gesetzlichen Verpflich-

tungen des Glücksspielstaatsvertrages 2021: 
a) Personalschulungen, 
b) Teilnahmeverbot von Personal am Spiel- und Wettangebot des Unternehmens, 
c) Verbot der vom Umsatz abhängigen Vergütung leitender Angestellter. 

 
5. Darstellung der Maßnahmen zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben im Rahmen des 

Schutzes der Spielenden von Sportwetten. Darstellung der betriebsinternen Verfahrens-
abläufe und Kommunikationswege und der Handlungsanweisungen für das Personal: 
a) Einlasskontrollen (Ausschluss von Minderjährigen) durch Ausweiskontrollen und In-

formation der abgewiesenen Minderjährigen über die Regelungen des Jugendschutz-
gesetzes und das Suchtpotenzial von Sportwetten, 

b) Information und Aufklärung über die Spiel- und Wettinhalte einschließlich Verlustrisi-
ken (vor der Teilnahme), 

c) Darstellung der Art und Weise, wie für die Spielenden von Sportwetten die „spielrele-
vanten Informationen“ wie Kosten der Spielteilnahme, Gewinn- und Verlustwahr-
scheinlichkeiten und Auszahlungsquoten zur Verfügung gestellt werden, 

d) Aufklärung über das Suchtgefährdungspotenzial von Sportwetten, Beratungs-/Thera-
piemöglichkeiten (einschließlich Angaben über Orte ausgelegter Materialien in der 
Wettvermittlungsstelle), 

e) Gewährleistung der Möglichkeit für Spielende von Sportwetten, durch einen Selbsttest 
ihre Gefährdung selbst einzuschätzen, 

f) Verweis auf die kostenfreie Hamburger Helpline Glücksspielsucht als auch auf die 
bundesweit einheitliche kostenfreie Telefonnummer der Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung (BZgA), 

g) Früherkennung und Frühintervention (zum Beispiel Ansprache der Spielenden, Ver-
mittlung in das Hilfesystem vor Ort), 

h) Ausschluss von auffälligen Personen vom Spiel von Sportwetten, 
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i) regelmäßige betriebsinterne Dokumentation der Maßnahmen im Sinne des Sozialkon-
zeptes zum Schutz der Spielenden von Sportwetten sowie der Jugend, um die Vorga-
ben aus dem Hamburgischen Glücksspielstaatsvertrags-Ausführungsgesetz prüfen 
zu können. Angabe der Art und Weise der Dokumentation sowie der Dokumentieren-
den (Funktionsbezeichnung). 
 

6. Angaben wie die Maßnahmen zum Schutz der Spielenden und des Jugendschutzes um-
gesetzt wurden. Darstellung der technischen und organisatorischen Umsetzung der ge-
setzlichen Vorgaben sowie der konkret durchgeführten Maßnahmen, um auffällige 
Spielende sowie Jugendliche vor den Gefahren zu schützen. 
 

7. Für die Berichterstattung sind folgende Daten zu erheben und in einem Formblatt zu do-
kumentieren: 
a) Name der Wettvermittlungsstelle, 
b) Adresse, 
c) Öffnungszeiten, 
d) Informationsmaterialien (Bezeichnung, Anzahl in der Auslage, Anzahl der Inanspruch-

nahme), 
e) erfasste Gäste im Rahmen der Früherkennung (Anzahl abgewiesener Personen im 

Einlassbereich, Anzahl Gespräche, Anzahl Maßnahmen, Anzahl ausgeschlossene 
auffällige Spielerinnen und Spieler), 

f) Zahl der Teilnehmenden an den Schulungen insgesamt. 
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Verordnung 
über die Bestimmung der Freien und Hansestadt Hamburg 

als Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt 
nach § 201a des Baugesetzbuchs

Vom 13. Juli 2021

Auf Grund von § 201a Satz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) 
in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3635), 
zuletzt geändert am 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802), wird ver-
ordnet:

§ 1

Die Freie und Hansestadt Hamburg ist ein Gebiet mit 
einem angespannten Wohnungsmarkt im Sinne des § 201a 
BauGB. Die Begründung ist der Anlage zu entnehmen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2026 
außer Kraft.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 13. Juli 2021.
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1.	 Beurteilung zur besonderen Gefährdung der ausrei-
chenden Versorgung der Bevölkerung mit Mietwoh-
nungen in Hamburg
Voraussetzung für den Erlass dieser Verordnung ist 
nach § 201a BauGB, dass die ausreichende Versorgung 
der Bevölkerung mit Mietwohnungen in einer 
Gemeinde oder einem Teil der Gemeinde zu angemesse-
nen Bedingungen besonders gefährdet ist und damit ein 
Gebiet mit angespanntem Wohnungsmarkt vorliegt. 
Der Senat hat sowohl den Hamburger Wohnungsmarkt 
in seiner Gesamtheit als auch relevante räumliche und 
sachliche Teilmärkte (Teilgebiete und Wohnungsgrö-
ßen) betrachtet. Dies dient sowohl der Plausibilitäts-
kontrolle, um nivellierende Effekte auszuschließen, als 
auch dem Nachweis, dass der Wohnungsmarkt nicht 
nur in seiner Gesamtheit, sondern auch in einzelnen 
Segmenten ganz überwiegend angespannt ist. Neben 
der Betrachtung des Hamburger Wohnungsmarktes 
nach räumlichen und sachlichen Teilmärkten kam es 
vor allem auch auf die Bildung eines geeigneten 
Betrachtungszeitraumes an, der Verschiedenes zu 
berücksichtigen hat: Der Betrachtungszeitraum hat 
(um für die Beantwortung der gestellten Frage aussage-
kräftig zu sein) sowohl die Besonderheiten und Struk-
turmerkmale von Wohn-Immobilienmärkten im Allge-
meinen (geringe Volatilität und lange Zyklen) als auch 
den Hamburger Mietwohnungsmarkt im Besonderen 
(geringer freifinanzierter und geförderter Neubau seit 
Ende der 1990er Jahre bis zum Jahr 2011 sowie ein suk-
zessiv etabliertes, ambitioniertes Wohnungsbaupro-
gramm ab 2011) zu berücksichtigen. 
Um die verschiedenen Faktoren und Einflüsse, die dem 
Hamburger Mietwohnungsmarkt seine heutige Struk-
tur, sein (absolutes) Mietniveau und seine heutige Ent-
wicklungstendenz gegeben haben, in ein angemessenes 
Verhältnis zu setzen, beinhaltet der gewählte Betrach-
tungszeitraum sowohl eine kürzere Periode vor Beginn 
der ambitionierten Hamburger Wohnungsbauinitiative 
(2007 bis 2011) als auch den Zeitraum seit Beginn dieser 
Initiative (2011 bis 2020). Auf diese Weise konnte eine 
verhältnismäßige Gewichtung der verschiedenen Ent-
wicklungsphasen des Marktes, die heute noch maßgeb-
lich für die ausreichende Versorgung der Bevölkerung 
mit Mietwohnungen zu angemessen Bedingungen sind, 
erzielt werden.
In dieser räumlichen und zeitlichen Gesamtbetrach-
tung wurde festgestellt, dass eine Gefährdungslage für 
die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit 
Mietwohnungen zu angemessen Bedingungen in ganz 
Hamburg besteht:
Für die Beurteilung einer Gefährdung der ausreichen-
den Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen 
in Hamburg werden zunächst die in § 201a Satz 4 
BauGB genannten Indikatoren herangezogen: 
1.	 ein deutlich stärkerer Mietanstieg in Hamburg als 

im bundesweiten Durchschnitt,
2.	 eine deutlich stärkere durchschnittliche Mietbelas-

tung der Haushalte in Hamburg im Vergleich zum 
Bundesdurchschnitt,

3.	 eine wachsende Wohnbevölkerung, ohne dass 
durch Neubautätigkeit insoweit erforderlicher 
Wohnraum geschaffen wird,

4.	 ein geringer Leerstand von Wohnraum bei großer 
Nachfrage.

1.1 	 Mietniveau und Mietentwicklung in Hamburg

Grundsätzlich kommt den Indikatoren Mietniveau und 
Mietentwicklung ein besonderes Gewicht für die Be- 
urteilung der Lage und der Entwicklung des Mietwoh-
nungsmarktes eines Gebietes zu. Sie sind wichtige Kri-
terien für die Frage, ob eine ausreichende Versorgung 
der Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen 
Bedingungen besonders gefährdet ist. 

In Hamburg ist – im Vergleich zum bundesweiten 
Durchschnitt – im gesamten Betrachtungszeitraum ein 
überdurchschnittlich hohes Mietpreisniveau festzustel-
len. Der Anstieg der Mieten liegt dabei insgesamt auf 
dem Niveau des Bundes (vgl. § 201a Satz 4 Nummer 1 
BauGB). 

1.1.1 	 Entwicklung der Angebotsmieten1)

Das hohe Mietniveau in Hamburg verdeutlichen die 
nachfolgend dargestellten Angebotsmieten in absolu-
ten Zahlen und der Vergleich mit dem Bundesdurch-
schnitt.

Bei den Angebotsmieten handelt es sich um Nettokalt-
mieten von in Tageszeitungen und Internetportalen 
(zum Beispiel immonet, immobilienscout24 und weite-
ren) inserierten Mietwohnungen ohne Mietpreisbin-
dung. Diese werden von immobilienwirtschaftlichen 
Forschungsinstituten in Datenbanken nach einheitli-
chen Kriterien aufbereitet und ausgewertet. Die Ange-
botsmieten werden bundesweit auf allen Teilmärkten 
flächendeckend erfasst und dienen als ein Indikator für 
die Beurteilung der Anspannung auf den Mietwoh-
nungsmärkten. So werden die Angebotsmieten unter 
anderem auch in den Wohngeld- und Mietenberichten 
der Bundesregierung für die Darstellung der Erst- und 
Wiedervermietungsmieten in Städten und regionalen 
Teilräumen Deutschlands verwendet.2) Da die Ange-
botsmieten damit sowohl bei einer hamburgweiten als 
auch bei einer deutschlandweiten Betrachtung mit glei-
cher Methodik erhoben und ausgewertet werden, sind 
diese für eine Vergleichsbetrachtung besonders geeig-
net.

Im Betrachtungszeitraum 2007 bis 20203) sind die Ange-
botsmieten in Hamburg stark gestiegen. Hamburg liegt 
damit weiter auf dem Niveau anderer vergleichbarer 
Großstädte. Die Zuwachsraten im Bundesdurchschnitt 
sind hingegen in den vergangenen beiden Jahren rück-
läufig.

1) � Die Angebotsmieten spiegeln in Hamburg die Mietentwick-
lung der Neuvertragsmieten insbesondere bei privaten Ver-
mietern und Wohnungsunternehmen wieder. Das städtische 
Wohnungsunternehmen SAGA und die Wohnungsbauge-
nossenschaften vermarkten ihre Wohnungen dagegen in den 
meisten Fällen nicht über die einschlägigen Internetportale. 

2) � Vergleiche Bundestagsdrucksache 19/11750 (Wohngeld- und 
Mietenbericht 2018), zum Beispiel Seiten 11 und 21 ff. 

3) � Der Betrachtungszeitraum 2007 bis 2020 ergibt sich auch 
daraus, dass seit 2007 differenzierte Daten zu den Angebots-
mieten für Hamburg insgesamt und für die regionalen Teil-
märkte vorliegen. Im Übrigen siehe 1.

Anlage 

Begründung
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In Hamburg stiegen die Angebotsmieten zwischen 2007 
und 2020 im Durchschnitt (Median4)) von 7,86 Euro/m² 
Wohnfläche monatlich netto-kalt um rund 58 vom 
Hundert (v. H.) auf 12,44 Euro/m² Wohnfläche monat-
lich netto-kalt. Im Vergleich dazu stiegen in demselben 
Zeitraum bundesweit die Angebotsmieten von 6,01 
Euro/m² um durchschnittlich rund 49 v. H. auf 8,97 
Euro/m² Wohnfläche monatlich netto-kalt. Dies gilt 
sowohl bei gesamtstädtischer Betrachtung als auch bis 
auf eine Ausnahme in Bezug auf die im Folgenden 
näher betrachteten räumlichen und sachlichen Ham-
burger Teilmärkte, welche die Behörde für Stadtent-
wicklung und Wohnen gebildet hat. Ein Teilmarkt 
besteht aus einzelnen Stadtteilen der Stadt Hamburg, 
die im räumlichen Zusammenhang stehen und ein ähn-
liches Mietpreisniveau aufweisen. 

Bei Betrachtung der Entwicklung der Angebotsmieten 
ist dabei auch das bestehende Mietniveau zu berück-
sichtigen. Bei einem bestehenden sehr hohen Miet-

niveau fällt der prozentuale Anstieg in der Regel gerin-
ger aus, ohne dass sich hieraus der Schluss ableiten 
ließe, dass die Wohnungsmarktsituation als entspannt 
zu betrachten sei. In die Gesamtwertung ist daher auch 
der Vergleich des absoluten durchschnittlichen Miet-
niveaus eingeflossen. Deutlich wird dies auch bei der 
Betrachtung der räumlichen Teilmärkte. Der prozentu-
ale Anstieg von 2007 auf 2020 der Angebotsmieten liegt 
nicht in jedem Teilmarkt über dem des Bundesdurch-
schnitts. Das absolute durchschnittliche Mietniveau 
liegt hingegen im Jahre 2020 bis auf einen Teilmarkt 
(Altes Land) in allen betrachteten Teilmärkten über 
dem Bundesdurchschnitt (siehe Tabelle 4).

4)  Definition Median: Der Median (50 v. H.) oder Zentralwert 
ist ein Mittelwert für Verteilungen in der Statistik. Im 
Gegensatz zum arithmetischen Mittel ist der Median nicht 
anfällig für Ausreißer, das heißt er reagiert nicht sensibel auf 
über- oder unterdurchschnittliche Extremwerte. 

Graphik 1: Entwicklung der Angebotsmieten 2007 bis 2020

Quelle:  Berechnungen von BBSR/empirica ag auf Grundlage der Daten der IDN ImmoDaten GmbH und der
empirica-systeme GmbH.

Im Vergleich mit anderen Großstädten wie Frankfurt 
am Main (Anstieg um rund 56 v. H.), Düsseldorf 
(Anstieg um rund 53 v. H.) und Köln (Anstieg um rund 
50 v. H.) stiegen die Angebotsmieten in Hamburg zwi-
schen 2007 und 2020 stark an. Der Anstieg war mit 58 
v. H. höher als bei den zuvor genannten Städten. Mün-
chen, Berlin und Stuttgart verzeichneten in demselben 
Zeitraum einen noch höheren relativen Anstieg der 

Angebotsmieten (München um rund 73 v. H., Berlin um 
rund 100 v. H., Stuttgart um rund 68 v. H.).Ausgehend 
von der absoluten Miethöhe steht Hamburg in diesem 
Städtevergleich auf Platz vier direkt hinter den teuers-
ten Städten München, Frankfurt am Main und Stutt-
gart. 

Dies verdeutlicht die folgende Graphik:
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1.1.2  Entwicklung der Angebotsmieten auf den Hamburger 
Teilmärkten

Nicht nur in Hamburg insgesamt sind die Mieten im 
Zeitraum 2007 bis 2020 gestiegen. Diese Entwicklung 
zeigt sich auch bei einer Betrachtung von einzelnen 

sachlichen Teilmärkten, gesplittet nach Wohnungsgrö-
ßen (siehe dazu nachfolgende Tabellen 1 und 2). Die 
Tabellen 1 und 2 zeigen die Entwicklung und die Verän-
derung der Angebotsmieten (Medianwert je m² Wohn-
fläche) nach Wohnungsgrößen:

Graphik 2: Entwicklung der Angebotsmieten im Städtevergleich 2007 bis 2020

Quelle:  Berechnungen der empirica ag/GEWOS auf Grundlage der Daten der IDN ImmoDaten GmbH und der empirica-
systeme GmbH
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Tabelle 2: � Veränderung der Angebotsmieten in Hamburg 2007 bis 2020 und von 2018 bis 2020 (nach Größen-
klassen)

Jahr

Veränderung der Angebotsmieten (netto-kalt) in Hamburg

 < 40 qm  mit 40 bis 
59qm

mit 60 bis 
79qm

 mit 80 bis 
99qm

 mit 100 bis 
119qm

 mit 120 bis 
159qm

 >= 
160qm 

 Median Median Median Median Median Median Median

Anstieg im 
Zeitraum 2007 

bis 2020
53 % 56 % 59 % 64 % 49,5 % 35 % 27 %

Anstieg im 
Zeitraum 2018 

bis 2020
8 % 9 % 9 % 9 % 5 % 4 % 1 %

Quelle: Berechnungen BSW/WSB auf Basis der Daten von empirica ag/GEWOS

Tabelle 1: Entwicklung der Angebotsmieten in Hamburg 2007 bis 2020 nach Größenklassen

Jahr

 Ø Nettokaltmiete (Median) je m² Wohnfläche monatlich

 < 40 qm  mit 40 bis 
59qm

mit 60 bis 
79qm

 mit 80 bis 
99qm

 mit 100 
bis 119qm

 mit 120 
bis 159qm

 >= 
160qm 

2007 8,67 € 7,68 € 7,42 € 7,88 € 8,91 € 10,24 € 11,45 €

2008 9,17 € 8,04 € 7,70 € 8,18 € 9,06 € 10,37 € 12,05 €

2009 9,74 € 8,31 € 8,12 € 8,71 € 9,80 € 10,99 € 12,45 €

2010 10,43 € 8,98 € 8,50 € 9,00 € 10,50 € 11,28 € 12,26 €

2011 10,27 € 9,03 € 8,85 € 9,79 € 11,50 € 12,00 € 13,00 €

2012 10,27 € 9,03 € 8,85 € 9,79 € 11,50 € 12,00 € 13,00 €

2013 10,59 € 9,84 € 9,53 € 10,37 € 11,76 € 12,48 € 13,00 €

2014 11,11 € 9,98 € 9,67 € 10,47 € 11,83 € 12,34 € 13,00 €

2015 11,11 € 10,00 € 9,65 € 10,50 € 11,91 € 12,26 € 13,39 €

2016 11,40 € 10,16 € 9,97 € 10,92 € 12,10 € 12,51 € 13,50 €

2017 12,39 € 10,73 € 10,39 € 11,25 € 12,19 € 13,01 € 14,41 €

2018 12,29 € 11,03 € 10,83 € 11,87 € 12,65 € 13,25 € 14,42 €

2019 12,58 € 11,50 € 11,21 € 12,45 € 13,00 € 13,50 € 14,50 €

2020 13,24 € 12,00 € 11,80 € 12,90 € 13,32 € 13,80 € 14,57 €

Quelle: empirica ag (bis einschl. 2018/ab 2019 GEWOS)

Tabelle 1 zeigt, dass das Niveau der Angebotsmieten 2020 im Durchschnitt in allen Größenklassen des 
Wohnungsbestandes deutlich über dem Bundesdurchschnitt von 8,97 Euro/m² Wohnfläche liegt.
Tabelle 2 zeigt die Veränderung der Angebotsmieten in Hamburg in den Jahren 2007 bis 2020 nach Wohnungs-
größen.
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Die Angaben verdeutlichen, dass in fast allen Größen-
klassen die Mietpreisentwicklung zwischen 2007 und 
2020 mit Anstiegen von 49,5 v. H. bis 64 v. H. über dem 
Niveau der Mietenentwicklung des Bundesdurch-
schnittes von 49 v. H. lag. Nur die Wohnungen über 
120 m² Wohnfläche wiesen auf einem bereits sehr hohen 
Preisniveau einen geringeren Anstieg auf (27 v. H. bis  
35 v. H.).

Dieselbe Entwicklung ist auch für die unterschied
lichen regionalen Teilmärkte, welche die Behörde für 
Stadtentwicklung und Wohnen zur Analyse der klein-
räumigen Mietenentwicklung gebildet hat, festzustel-
len. Insgesamt wurden 31 räumlich zusammenhän-

gende Teilmärkte für Hamburg gebildet (siehe hierzu 
Tabelle 3). Dabei wurden jeweils benachbarte Stadtteile, 
die ähnliche Mietpreisniveaus aufwiesen, zu einem Teil-
markt zusammengefasst. 5) Tabelle 4 zeigt im Folgenden 
die Entwicklung der Angebotsmieten im Zeitraum 2007 
bis 2020 auf Ebene dieser Hamburger Teilmärkte.

5) � Ausnahme bilden Billstedt, Rahlstedt und Ottensen. Auf-
grund der Größe der Stadtteile Billstedt und Rahlstedt 
beziehungsweise des herausgehobenen Mietniveaus in 
Ottensen wurden in diesen Fällen keine Teilmärkte mit 
anderen Stadtteilen gebildet.
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Tabelle 4: � Entwicklung der Angebotsmieten auf den Hamburger Teilmärkten 2007 bis 2020 sowie von 2018 bis 2020

Entwicklung der durchschnittlichen Angebotsmieten pro m² Wfl. (Median) auf den Hamburger Teilmärkten von 
2007 bis 2020 und von 2018 bis 2020

Teilmarkt
Jahr 

2007

Jahr

2018

Jahr 

2020

Veränderung im 
Zeitraum 2007 bis 

2020

Veränderung im 
Zeitraum 2018 

bis 2020

Altes Land 6,61 € 7,99 € 8,36 € 26 % 5 %

Neugraben 6,51 € 8,65 € 9,49 € 46 % 10 %

Harburg 6,86 € 9,40 € 10,00 € 46 % 6 %

Vier- und Marschlande 6,66 € 9,38 € 10,14 € 52 % 8 %

Billstedt 6,70 € 9,58 € 10,45 € 56 % 9 %

Steilshoop/Bramfeld 7,57 € 10,00 € 10,83 € 43 % 8 %

Rahlstedt 7,42 € 9,95 € 10,89 € 47 % 9 %

Wilhelmsburg (inkl. Veddel/
Rothenburgsort)

6,04 € 10,00 € 10,93 € 81 % 9 %

Bergedorf/Lohbrügge 7,34 € 10,06 € 11,00 € 50 % 9 %

Lurup/Osdorf 7,61 € 9,75 € 11,00 € 45 % 13 %

Schnelsen/Eidelstedt 8,00 € 10,42 € 11,10 € 39 % 7 %

Wandsbek-Ost 7,38 € 9,77 € 11,12 € 51 % 14 %

Borgfelde/Hamm/Horn 6,89 € 10,56 € 11,33 € 64 % 7 %

Altona-West 8,21 € 11,03 € 11,98 € 46 % 9 %

Fuhlsbüttel/Langenhorn 7,58 € 10,83 € 12,00 € 58 % 11 %

Wandsbek-Mitte 7,64 € 11,25 € 12,00 € 57 % 7 %

Wandsbek-Nord 8,21 € 10,90 € 12,03 € 47 % 10 %

Niendorf (inkl. Groß Borstel) 8,39 € 11,03 € 12,04 € 44 % 9 %

Alsterdorf/Ohlsdorf 8,50 € 11,47 € 12,53 € 47 % 9 %

Barmbek (inkl. Dulsberg) 7,85 € 11,64 € 13,03 € 66 % 12 %

Lokstedt/Stellingen 8,39 € 12,40 € 13,51 € 61 % 9 %

Altona/Bahrenfeld 9,15 € 13,27 € 14,15 € 55 % 7 %

Elbvororte 10,83 € 13,75 € 14,42 € 33 % 5 %

Eimsbüttel (inkl. Hoheluft-
West)

9,48 € 13,84 € 14,59 € 54 % 5 %

St. Pauli/Sternschanze 9,32 € 13,92 € 14,91 € 60 % 7 %

St. Georg/Hohenfelde 9,60 € 13,88 € 14,99 € 56 % 8 %

Eppendorf (inkl. Hoheluft-
Ost)

10,11 € 14,04 € 15,00 € 48 % 7 %

Ottensen 10,81 € 14,04 € 15,00 € 39 % 7 %

Östliche Alster 10,53 € 14,12 € 15,02 € 43 % 6 %

Westliche Alster 12,00 € 15,36 € 16,54 € 38 % 8 %

City (Altstadt/Neustadt/
HafenCity)

13,46 € 15,84 € 16,56 € 23 % 5 %

Quelle: empirica AG/GEWOS; sortiert nach durchschnittlicher Miethöhe 2020
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Das absolute Mietniveau, das ein wichtiger Indikator 
für einen angespannten Wohnungsmarkt ist, liegt in 
fast allen in Tabelle 4 aufgeführten räumlichen Teil-
märkten über dem Bundesdurchschnitt von 8,97 Euro/
m² Wohnfläche. Ausnahme bildet lediglich der im Süd-
westen gelegene Teilmarkt Altes Land.

Insgesamt wird deutlich, dass nicht nur in den traditio-
nell nachgefragten innerstädtischen Stadtteilen wie 
Eppendorf oder Eimsbüttel oder in den sogenannten 
„Szenestadtteilen“ wie St. Pauli oder St. Georg die Mie-
ten stark gestiegen sind. Auch Stadtteile wie Wilhelms-
burg (Anstieg 81 v. H.), Barmbek (Anstieg 66 v. H.) und 
Borgfelde/Hamm/Horn (Anstieg 64 v. H.) zeigen diese 
Entwicklung. 

1.1.3 	 Entwicklung der „Mietenspiegel-Mieten“

Die steigende Mietenentwicklung in Hamburg wird 
nicht nur durch die Angebotsmieten dokumentiert, 
sondern auch durch die Mietenentwicklung bei den 
„Mietenspiegel-Mieten“. Das sind die Mieten, die für 
nicht mietpreisgebundene Wohnungen vergleichbarer 
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage ein-
schließlich der energetischen Ausstattung und Beschaf-
fenheit jeweils zum Stichtag 1. April in Hamburg 
gezahlt worden sind. Dabei werden die Wohnungsbe-
stände aller Vermietergruppen entsprechend ihrer 
jeweiligen Anteile in den einzelnen Baualtersklassen 
und Wohnlagen repräsentativ erfasst. In diesen Mieten 
sind folglich auch die Mieten der Wohnungsbaugenos-
senschaften und der kommunalen Wohnungsunterneh-
men repräsentativ enthalten. Es wurden bis einschließ-
lich des Mietenspiegels 2019 (erschienen am 19. 
November 2019, der Mietenspiegel 2021 erscheint vor-
aussichtlich im 4. Quartal 2021) die Mieten erfasst, die 
innerhalb der letzten vier Jahre vor dem Stichtag neu 
abgeschlossen oder geändert worden sind. Damit wer-
den auch Mietänderungen im Bestand berücksichtigt.

Der durchschnittliche gewichtete Mittelwert des Ham-
burger Mietenspiegels ist von 2007 bis 2019 um 33 v. H. 
von 6,53 Euro/m² Wohnfläche (2007) auf 8,66 Euro/m² 
Wohnfläche (2019) gestiegen. Im Vergleich dazu stieg 
der als Vergleichsgröße insoweit am ehesten geeignete 
Bundesmietenindex6) im Zeitraum 2007 bis 2019 nur 
um 15,1 v. H. Das zeigt, dass auch die „Mietenspiegel-
Mieten“ im Vergleich zu den in den Bundesmieten
index einfließenden Mieten überdurchschnittlich 
gestiegen sind. 

1.1.4 	 Überdurchschnittliche Mietbelastung der Hamburger 
Haushalte im Vergleich zum Bundesdurchschnitt 

Ein weiterer Parameter, der nach § 201a BauGB auf eine 
Anspannung des Mietwohnungsmarktes hindeutet, ist 
die Höhe der Mietbelastung im Verhältnis zum Ein-
kommen, die den jeweiligen Anteil der Bruttokaltmiete 
am Haushaltsnettoeinkommen bezeichnet. Dieser 
betrug bundesweit für alle Haushalte im Jahr 2018 
durchschnittlich 27,2 v. H. In Hamburg lag die Mietbe-
lastungsquote im gleichen Jahr dagegen bei 30,4 v. H., 
also 3,2 Prozentpunkte höher und damit deutlich über 
dem Bundesdurchschnitt7).

1.1.5 	 Zwischenergebnis: Beurteilung der Mietindikatoren

Alle dargestellten Mietindikatoren verdeutlichen, dass 
in Hamburg das Mietniveau im bundesweiten Vergleich 
überdurchschnittlich hoch ist. Die Mietenentwicklung 
liegt dabei über dem Niveau des Bundes. Da die abso-
lute durchschnittliche Miethöhe in Hamburg zudem 
von Beginn des Betrachtungszeitraumes an deutlich 

über der des Bundes lag, ist dieses Argument für einen 
angespannten Wohnungsmarkt primär zu berücksichti-
gen. 

Das gilt, obwohl in Hamburg bereits vor sechs Jahren 
eine Rechtsverordnung zur Mietpreisbegrenzung erlas-
sen worden ist (aktuell in Kraft befindlich ist die Miet-
preisbegrenzungsverordnung vom 23. Juni 2020 
(HmbGVBl. S. 341)), während der Bundesdurchschnitt 
auch die Mietentwicklung von Gebieten ohne Miet-
preisbremse umfasst.

Die Auswertungen zur Entwicklung der Angebotsmie-
ten auf den sachlichen und regionalen Teilmärkten zei-
gen, dass es nur einen kleinen regionalen Teilmarkt am 
Stadtrand gibt, in dem die absolute Miethöhe in 2020 
im Betrachtungszeitraum geringfügig unter dem Bun-
desdurchschnitt lag. 

Wie oben bereits ausgeführt, erfassen die Angebotsmie-
ten nicht alle Anbieter auf dem Wohnungsmarkt glei-
chermaßen. Insbesondere die Bestände des städtischen 
Unternehmens SAGA und der Hamburger Wohnungs-
baugenossenschaften sind in den ausgewerteten Ange-
botsmietdaten stark unterrepräsentiert. Deren Bestände 
weisen im Vergleich zu den anderen Anbietern auf dem 
Hamburger Wohnungsmarkt grundsätzlich auch bei 
einer Neuvermietung niedrigere Mieten auf (so bei-
spielsweise die sogenannte CRES-Studie aus dem Jahr 
2019)8). Für die Beurteilung der Lage auf dem Hambur-
ger Wohnungsmarkt kann aus diesem Umstand aber 
nicht der Schluss gezogen werden, dass der Hamburger 
Wohnungsmarkt nicht angespannt wäre. Denn auch die 
Entwicklung der „Mietenspiegel-Mieten“ im Verhältnis 
zur Entwicklung des Bundesmietenindex verdeutlicht, 
dass in Hamburg die Mieten im Betrachtungszeitraum 
überdurchschnittlich stark gestiegen sind. Bei diesem 
Indikator sind die Mieten aller Eigentümergruppen 
entsprechend der Größe ihrer Bestände repräsentativ 
berücksichtigt.

1.2 	 Bevölkerungswachstum und Neubautätigkeit in Ham-
burg 

Nach § 201a BauGB kann als ein weiterer Indikator der 
Anstieg der Wohnbevölkerung im Vergleich zur Neu-
bautätigkeit geprüft werden. Betrachtet man diesen 
Indikator für Hamburg, ist festzustellen, dass die Neu-
bautätigkeit mit dem Anwachsen der Wohnbevölke-
rung (noch) nicht Schritt halten kann. Dies ergibt sich 
aus folgenden Zahlen: Von 2006 bis November 2019 ist 
die Bevölkerung von 1.754.182 auf 1.851 872 Einwohne-
rinnen und Einwohner gestiegen (Quelle: Statistikamt 
Nord). Ausschlaggebend für diese Entwicklung ist, dass 
mehr Menschen nach Hamburg zuziehen, als Einwoh-
nerinnen und Einwohner die Stadt verlassen. Gerade 
jüngere Menschen (im Alter zwischen 20 und 30 Jah-

6) � Quelle: Statistisches Bundesamt. Im Bundesmietenindex 
werden alle Mieten (nicht nur Neuvertragsmieten oder 
Änderungen von Bestandsmieten) erfasst. Der Mietenindex 
ist Teil des vom Statistischen Bundesamt berechneten Ver-
braucherpreisindex und hat die Aufgabe, die reine Preis
änderung für den Ausgabebereich Wohnungsnutzung zu 
messen.

7) � Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis) auf Grundlage 
des Mikrozensus 2018. Daten für 2019 liegen nicht vor.

8) � Vgl. https://www.vnw.de/fileadmin/user_upload/ 
2019-10-29_Studientext-CRES-Studie-HH- 
Mietwohnungsmarkt19-MW_V9.pdf (Stand: 12.5.2020) 
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ren) zieht es im Rahmen ihrer Ausbildung, ihres Studi-
ums oder mit der Aufnahme der ersten Erwerbstätigkeit 
nach Hamburg. Sie fragen zunächst in der Regel klei-
nere Wohnungen in innerstädtischen attraktiven Lagen 
nach. Viele von ihnen werden in Hamburg später eine 
Familie gründen wollen und dementsprechend dann 
auch familiengerechten Wohnraum nachfragen. 

Der Anteil der Einpersonenhaushalte liegt derzeit bei 
rund 54 v. H. Da Einpersonenhaushalte im Verhältnis 
mehr Wohnfläche pro Kopf als Mehrpersonenhaushalte 
benötigen, verstärkt dies tendenziell den Nachfrage-
druck auf den Wohnungsmarkt.

Insgesamt ist auf Basis der Kleinräumigen Bevölke-
rungsvorausberechnung für den Zeitraum bis 2035 mit 
einem weiteren Bevölkerungsanstieg um rd. 146.000 
Personen in Hamburg zu rechnen.3)

Neben der Zuwanderung hat auch die demografisch 
bedingte Veränderung der Bevölkerungsstruktur eine 
Rolle für den Anstieg der Haushaltszahlen gespielt. So 
hat sich die Zahl der Haushalte mit Menschen, die älter 
als 65 Jahre sind, erhöht und wird auch perspektivisch 
weiter steigen. Bei einer steigenden Lebenserwartung 
und einem erwünschten und geförderten längeren Ver-
bleib in der eigenen Wohnung besteht auch zukünftig 
ein weiterer demografischer Druck auf den Hamburger 
Wohnungsmarkt.

Ende des Jahres 2019 standen den rund 1.042.000 
Haushalten10), welche die potentielle Wohnungsnach-
frage abbilden, insgesamt rund 966.000 Wohnungen 
gegenüber. Dabei ist zu berücksichtigen, dass teilweise 
mehrere Haushalte in einer Wohnung lebten (Wohnge-
meinschaften, Jugendwohnungen, Untermietverhält-
nisse). Als Indikator für einen angespannten Wohnungs
markt kann auf die Anzahl der Wohneinheiten insge
samt Bezug genommen werden. Denn ist die Versorgung 
der Bevölkerung mit Wohnraum insgesamt besonders 

gefährdet, gilt dies erst recht für die Teilmenge der 
Mietwohnungen.

1.3 	 Geringe Leerstandsquote und große Nachfrage nach 
Wohnraum in Hamburg

Ein weiterer geeigneter Indikator für einen ang-
espannten Wohnungsmarkt, der in § 201 a BauGB auf-
geführt wird, ist ein geringer Leerstand bei zugleich 
großer Nachfrage. Der Senat hat insoweit den 
CBRE-empirica-Leerstandsindex11) herangezogen. 

Die Daten des CBRE-empirica-Leerstandsindex zeigen 
für die Jahre 2007 bis 201912) in Graphik 3, dass Ham-
burg im Bundesländervergleich mit 0,5 v. H. (2019) die 
niedrigste Leerstandsquote aufweist (Bundesdurch-
schnitt 2019: 2,8 v. H.). Dargestellt im CBRE-empiri-
ca-Leerstandsindex wird der marktaktive Leerstand, 
jeweils unabhängig von der Dauer des Leerstandes. 
Dieser wird nur für Geschosswohnungen ausgewiesen. 
Der marktaktive Leerstand umfasst leer stehende 
Wohnungen, die unmittelbar verfügbar sind, sowie leer 
stehende Wohnungen, die aufgrund von Mängeln der-
zeit nicht zur Vermietung anstehen beziehungsweise 
gerade modernisiert werden, aber gegebenenfalls in 
weniger als sechs Monaten aktivierbar wären.

  9) � Ausgangszeitpunkt der Prognose ist der 21.12.2018.
10) � Quelle: Statistikamt Nord; Haushaltegenerierung mit dem 

Programm HHGen auf Grundlage des Melderegisters (mit 
Nebenwohnsitz).

11) � Vgl. https://www.empirica-institut.de/nc/nachrichten/
details/nachricht/cbre-empirica-leerstandsindex-2020/ 

12) � Schätzung des Leerstandes im Geschosswohnungsbau 
jeweils für das Ende des Kalenderjahres. Die Daten für 
2020 erscheinen voraussichtlich im Dezember 2021.

         Graphik 3: Leerstand 2007 bis 2019 Vergleich Hamburg – Deutschland insgesamt 

Quelle: CBRE-empirica-Leerstandsindex



Freitag, den 23. Juli 2021540 HmbGVBl. Nr. 49

Eine derart niedrige Leerstandsquote von 0,5 v. H. in 
2019 zeigt das geringe Volumen an kurz- und mittelfris-
tig verfügbarer Wohnungen. Da die Haushaltszahlen 
gleichzeitig wachsen (siehe dazu Nummer 1.3), lässt 
auch die niedrige Leerstandsquote auf einen ange-
spannten Wohnungsmarkt in Hamburg schließen.
Nach § 201a Satz 4 Nummer 4 BauGB kommt dem 
Leerstand eine Indizwirkung zu, wenn gleichzeitig eine 
große Nachfrage besteht. Diese große Nachfrage ist in 
Hamburg derzeit und nach Einschätzung des Senats 
(auf Grundlage der vorliegender Bevölkerungs- und 
Haushaltsprognosen) auch zukünftig gegeben.
Kennzeichnend für einen Wohnungsmarkt, auf dem ein 
Nachfrageüberhang beziehungsweise eine „große 
Nachfrage“ besteht, ist, dass das Mietniveau und/oder 
der Mietanstieg überdurchschnittlich hoch sind. Beides 
ist in Hamburg der Fall, wie unter Nummer 1.1 ausge-
führt. Ausdruck für eine hohe Nachfrage ist auch, wenn 
das Verhältnis der zuziehenden Bevölkerung im Ver-
hältnis zur Wohnbevölkerung beziehungsweise zum 
Wohnungsbestand hoch ist und die Zahl der Zuzüge die 
der Fortzüge übersteigt – also eine hohe Wanderungsin-
tensität besteht. Auch dies trifft auf Hamburg zu (siehe 
Nummer 1.2).

1.4 	 Situation hilfebedürftiger Haushalte/Sozialwohnungs-
bestand
Als weiteren für die Beurteilung der Lage auf dem Woh-
nungsmarkt sachgerechten Indikator betrachtet der 
Senat die Situation der hilfebedürftigen Haushalte, weil 
diese insbesondere auf preisgünstigen Wohnraum ange-
wiesen sind. Ihre Wohnungsversorgung stellt sich wie 
folgt dar: 
Im Jahr 2020 wurden 11.872 Wohnberechtigungs-
scheine (§-5-Scheine), mit denen Sozialwohnungen des 
1. Förderwegs bezogen werden können, erteilt, aller-
dings lediglich 3.000 bestehende oder neue Sozialwoh-
nungen an diesen Personenkreis vergeben13). Der Groß-
teil der Berechtigten ist daher darauf angewiesen, sich 
außerhalb des gebundenen Wohnungsbestands zu ver-
sorgen. Es ist nicht damit zu rechnen, dass sich die Zahl 
der einkommensschwachen Haushalte in Zukunft nen-
nenswert verringern wird. Circa 247.000 Einwohnerin-
nen und Einwohner (Stand Januar 2021) erhalten 
Transferleistungen nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch in der Fassung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I 
S. 852, 2094), zuletzt geändert am 25. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 2020, 2021), beziehungsweise dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 
3022, 3023), zuletzt geändert am 25. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 2020, 2021), oder dem Asylbewerberleistungsgesetz 
in der Fassung vom 5. August 1997 (BGBl. I S. 2023), 
zuletzt geändert am 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2020, 
2021).
Die Wohnraumversorgungssituation der anerkannt 
vordringlich Wohnungssuchenden14), das heißt von 
Haushalten, die es am Wohnungsmarkt besonders 
schwer haben, hat sich in den vergangenen Jahren kon-
tinuierlich zugespitzt und aufgrund der gestiegenen 
Zuwanderung weiter verschärft. So stieg die Zahl der 
unversorgten vordringlich wohnungsuchenden Haus-
halte im Zeitraum von 2007 bis 2020 von 5.682 auf 
12.824 Haushalte an. Dies zeigt die gestiegene Anspan-
nung der Versorgungssituation vordringlich wohnungs-
suchender Haushalte. 
Der für einkommensschwächere Bevölkerungskreise 
besonders geeignete Sozialwohnungsbestand (1. För-

derweg) hat von rund 116.500 Wohnungen im Jahr 2007 
auf rund 76.800 Wohnungen im Jahr 2020 kontinuier-
lich abgenommen. In der Folge des Auslaufens von 
öffentlichen Bindungen würde sich der Sozialwoh-
nungsbestand (1. Förderweg) von 2020 bis 2030 um wei-
tere rund 42.000 Wohnungen reduzieren. Soweit die 
Förderzahlen auf dem derzeitigen Niveau in den nächs-
ten zehn Jahren verstetigt werden, wird es jedoch gelin-
gen, den Bestand der Sozialwohnungen (1. Förderweg) 
bis 2030 bei etwa 71.500 Wohnungen zu halten. Anders 
stellt sich die Prognose für den WA-gebundenen15) 

Wohnungsbestand, der vordringlich wohnungssuchen-
den Haushalten vorbehalten ist, dar: Bereits von 2007 
bis 2020 ist die Zahl der WA-gebundenen Wohnungen 
von gut 73.700 auf etwa 34.200 Wohnungen gesunken 
und in Folge weiter auslaufender Bindungen wird sich 
der Bestand in den kommenden zehn Jahren noch ein-
mal um fast die Hälfte reduzieren. Trotz verstärkter 
Anstrengungen des Senats in diesem Bereich wird diese 
Entwicklung voraussichtlich nicht durch den Woh-
nungsneubau und Bindungsankäufe im Bestand zu 
kompensieren sein.

Obwohl für die Wohnraumversorgung von sozialwoh-
nungsberechtigten Haushalten neben den gebundenen 
auch die ungebundenen Wohnungen (insbesondere die 
Bestände des städtischen Unternehmens SAGA) zur 
Verfügung stehen, zeigt die Entwicklung der beiden 
Parameter – kontinuierlicher Anstieg der Anzahl wohn-
berechtigter Haushalte sowie auslaufende Sozialbin-
dungen –, dass gegenwärtig und auch zukünftig eine 
Gefährdung der ausreichenden Versorgung der Bevöl-
kerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedin-
gungen festzustellen ist.

1.5 	 Ergebnis der Prüfung des angespannten Wohnungs-
markts

Die unter Nummern 1.1 bis 1.4 dargestellten Indikato-
ren belegen nach Überzeugung des Senats, dass die 
angespannte Lage auf dem Mietwohnungsmarkt für 
ganz Hamburg festzustellen ist. Das Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage nach Mietwohnungen und die 
Mieten selbst sind nicht in allen Stadtteilen gleich. Der 
Mietwohnungsmarkt ist aber insgesamt zusammenhän-
gend, und in keinem relevanten Teilgebiet oder Teilseg-
ment kann er als derart entspannt eingestuft werden, 
dass die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit 
Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen nicht 
besonders gefährdet wäre. Damit sind die Vorausset-
zungen für den Erlass einer Rechtsverordnung zur 
Bestimmung von Gebieten mit einem angespannten 
Wohnungsmarkt nach § 201a BauGB für das gesamte 
Stadtgebiet gegeben. 

Auch mit der Verordnung über die Feststellung einer 
Gefährdungslage nach § 9 Absatz 1 des Hamburgischen 

13) � Quelle: Statistik der Bezirksämter/Wohnungsabteilungen.
14) � Es handelt sich um anerkannt vordringlich Wohnungssu-

chende im Sinne der Fachanweisung gemäß § 45 Absätze 2 
und 3 des Bezirksverwaltungsgesetzes der Behörde für 
Stadtentwicklung und Wohnen über die Versorgung von 
vordringlich Wohnungsuchenden mit Wohnraum.

15) � WA steht für Wohnungsamt. Es handelt sich um Woh-
nungsbestand, der vordringlich wohnungssuchenden 
Haushalten vorbehalten ist und für dessen Belegung die 
bezirklichen Wohnungsabteilungen i.d.R. ein Benennungs-
recht im Rahmen des sogenannten Dreier-Vorschlags 
haben.
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Wohnraumschutzgesetzes vom 20. März 2018 
(HmbGVBl. S. 70) hat der Senat festgestellt, dass die 
Freie und Hansestadt Hamburg ein Gebiet ist, in dem 
die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum zu angemessenen Bedingungen besonders 
gefährdet ist, und damit das in Hamburg seit 1971 
ununterbrochen geltende Zweckentfremdungsverbot 
bestätigt. Mit der Kündigungsschutzfristverordnung 
vom 12. November 2013 (HmbGVBl. S. 458), geändert 
am 30. Dezember 2014 (HmbGVBl. 2015 S. 11), hat der 
Senat festgestellt, dass die Freie und Hansestadt Ham-
burg eine Gemeinde im Sinne des § 577a Absatz 2 Satz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist, in der die ausrei-
chende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnun-
gen zu angemessenen Bedingungen besonders gefähr-
det ist. Mit der Kappungsgrenzenverordnung vom 
26. Juni 2018 (HmbGVBl. S. 215) hat der Senat festge-
stellt, dass die Freie und Hansestadt Hamburg eine 
Gemeinde im Sinne des § 558 Absatz 3 Satz 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs (BGB) ist, in der die ausrei-
chende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnun-
gen zu angemessen Bedingungen besonders gefährdet 
ist. Mit der Mietpreisbegrenzungsverordnung vom 23. 
Juni 2020 (HmbGVBl. S. 341) hat der Senat zuletzt fest-
gestellt, dass die Freie und Hansestadt Hamburg ein 
Gebiet mit einem angespanntem Wohnungsmarkt im 
Sinne des § 556 d Absatz 1 BGB ist. Die zu allen Verord-
nungen getroffenen Feststellungen gelten weiterhin für 
das gesamte Stadtgebiet. Trotz zwischenzeitlich fest-
stellbarer Abschwächung des Mietanstiegs sowohl bei 
den Angebotsmieten als auch beim Mietenspiegel 2019 
liegt bislang kein verstetigter Trend vor. Auch ist das 
absolute Mietniveau in Hamburg weiterhin sehr hoch. 
Die Lage am Wohnungsmarkt hat sich bisher – wie dar-
gelegt – nicht entspannt.

2. 	 Entschließung zum Verordnungserlass

Die Bestimmung von Gebieten mit einem angespann-
ten Wohnungsmarkt durch eine Rechtsverordnung 
nach § 201a BauGB ist Voraussetzung für die Anwen-
dung des § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BauGB (Vor-
kaufsrecht an unbebauten oder brachliegenden Grund-
stücken, die vorwiegend mit Wohngebäuden bebaut 
werden können, durch eine entsprechende Vorkaufs-
rechtsverordnung), des § 31 Absatz 3 BauGB (erleich-
terte Voraussetzungen für Befreiungen zugunsten des 
Wohnungsbaus), und des § 176 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
3 BauGB (Baugebot zur Bebauung eines Grundstückes 
mit einer oder mehrerer Wohneinheiten, wenn im 
Bebauungsplan Wohnnutzungen zugelassen sind) auch 
nach Maßgabe des neuen § 175 Absatz 2 Satz 2 (Vorlie-
gen eines dringenden Wohnbedarfs der Bevölkerung im 
Sinne des Satzes 1, 2. Halbsatz insbesondere dann, wenn 
es sich um ein nach § 201a BauGB bestimmtes Gebiet 
mit einem angespannten Wohnungsmarkt handelt). 
Zur Erleichterung des Wohnungsbaus beschließt der 
Senat diese Rechtsverordnung mit einem räumlichen 
Geltungsbereich für das gesamte Stadtgebiet ohne sach-
liche Einschränkungen (siehe dazu Nummer 2.1) sowie 
mit einer Geltungsdauer bis zum Ablauf des 31. Dezem-
ber 2026 (siehe dazu Nummer 2.2).

Da der Hamburger Wohnungsmarkt nach den vorste-
henden Feststellungen insgesamt angespannt ist, 
obwohl die unter Nummer 1.5 dargestellten miet- und 
wohnraumschutzrechtlichen Vorschriften gelten, ist 
aus Sicht des Senats zumindest als vorübergehende 
Maßnahme eine Rechtsverordnung zur Bestimmung 
von Gebieten mit einem angespannten Wohnungs-

markt nach § 201a BauGB erforderlich. Damit wird die 
Anwendung der im vorstehenden Absatz dargestellten 
bauplanungsrechtlichen Regelungen ermöglicht, die 
auf eine erleichterte Schaffung der Voraussetzungen für 
die Errichtung von zusätzlichem Wohnraum gerichtet 
sind. Damit soll das Potential für dämpfende Wirkun-
gen auf die Entwicklungen der Mietpreise ausgeschöpft 
werden, das in einer Steigerung der auf dem Markt 
angebotenen Mietwohnungen liegt. Die Rechtsverord-
nung nach § 201a BauGB ist damit eine notwendige 
Ergänzung zu den bereits geltenden miet- und wohn-
raumschutzrechtlichen Vorschriften. 

2.1 	 Räumlicher und sachlicher Geltungsbereich

Der Senat sieht aufgrund des insgesamt zusammenhän-
genden Wohnungsmarktes und im Hinblick auf eine 
Gleichbehandlung aller Mieterinnen und Mieter in 
Hamburg von einer räumlichen Beschränkung des Gel-
tungsbereiches dieser Rechtsverordnung auf bestimmte 
Gebiete ab. Die Rechtsverordnung gilt in ganz Ham-
burg. Denn die Erleichterung und Förderung des Woh-
nungsbaus durch Anwendung des § 25 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3, des § 31 Absatz 3, des § 175 Absatz 2 Satz 2 
und des § 176 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BauGB zur 
Förderung des Wohnungsbaus ist ebenso wichtig wie 
der Schutz der Mieterinnen und Mieter vor überhöhten 
Wiedervermietungsmieten (Mietpreisbegrenzungsver-
ordnung), vor übermäßigen Mieterhöhungen im lau-
fenden Mietverhältnis (Kappungsgrenzenverordnung) 
und vor Kündigungen nach Wohnungsumwandlung 
(Kündigungsschutzfristverordnung) sowie der Schutz 
des Wohnraums vor Zweckentfremdung (Zweckent-
fremdungsverbot). Mietpreisbegrenzungsverordnung, 
Kappungsgrenzenverordnung, Kündigungsschutzfrist-
verordnung sowie das Zweckentfremdungsverbot gel-
ten im gesamten Stadtgebiet und für alle Wohnungen 
beziehungsweise Mietwohnungen. 

Die zur hamburgweiten Betrachtung ergänzend heran-
gezogenen Daten zur Entwicklung der Angebotsmieten 
auf den sachlichen und regionalen Teilmärkten dienen 
auch der Überprüfung des räumlichen Geltungsbe-
reichs der Mietpreisbegrenzungsverordnung. Dabei 
können die gebildeten Teilmärkte Hamburgs aufgrund 
ihrer Stellung im Gesamtgefüge des Hamburger Woh-
nungsmarktes grundsätzlich nicht losgelöst voneinan-
der und ohne Einbeziehung der Gesamtsituation am 
Hamburger Wohnungsmarkt betrachtet werden. Inso-
weit stellt Hamburg mit seinen Teilmärkten einen ins-
gesamt zusammenhängenden Mietwohnungsmarkt dar. 
Dies wird der räumlich sehr engen Verknüpfung der 
betrachteten regionalen Teilmärkte sowie der besonde-
ren Verkehrs- und Mobilitätsstruktur Hamburgs als 
Stadtstaat gerecht. Die Gesamtbetrachtung des Ham-
burger Wohnungsmarkts hat zu der Feststellung einer 
insgesamt angespannten Situation am Hamburger 
Wohnungsmarkt geführt, die auch für 30 der insgesamt 
31 betrachteten regionalen Teilmärkte im Hinblick auf 
das Mietenniveau im Vergleich zum Bundesdurch-
schnitt festgestellt wurde. Den einen regionalen Teil-
markt, für den dies nicht zutrifft, aus dem Geltungsbe-
reich der Verordnung zur Bestimmung von Gebieten 
mit einem angespannten Wohnungsmarkt nach § 201a 
BauGB auszunehmen, ist angesichts der bestehenden 
Gesamtsituation am Hamburger Wohnungsmarkt nicht 
angebracht. Die Anwendung der Instrumente des 
BauGB ist auch in diesem Teilgebiet geeignet, eine ent-
lastende Wirkung auf den gesamten Wohnungsmarkt in 
Hamburg auszuüben. Deshalb wird die Rechtsverord-
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nung zur Bestimmung von Gebieten mit einem ange-
spannten Wohnungsmarkt nach § 201a BauGB für das 
gesamte Hamburger Stadtgebiet erlassen. Eine 
Beschränkung der räumlichen Geltung durch die Aus-
klammerung einzelner Stadtgebiete oder Teilmärkte 
aus dem Geltungsbereich der Rechtsverordnung zur 
Bestimmung von Gebieten mit einem angespannten 
Wohnungsmarkt nach § 201a BauGB ist nicht geboten, 
da Hamburg als insgesamt zusammenhängender ange-
spannter Mietwohnungsmarkt anzusehen und zu 
behandeln ist.

2.2 	 Zeitliche Geltungsdauer

Auf der Basis der Annahmen zur demographischen 
Entwicklung und der Entwicklung der Zuwanderung 
wird die Bevölkerung wie auch die Zahl der Haushalte 
in Hamburg in den kommenden Jahren weiter steigen. 
Es ist daher nicht damit zu rechnen, dass sich – auch bei 
Neubaufertigstellungen von aktuell rund 10.000 Woh-
nungen pro Jahr – die Lage am Wohnungsmarkt bis 
2026 in der Weise entspannen wird, dass das Angebot 
insbesondere an Mietwohnungen die Nachfrage nach-
haltig übersteigt und damit die festgestellte Gefähr-
dungslage wegfällt. Der Senat erlässt daher die Verord-

nung zur Bestimmung von Gebieten mit einem ange-
spannten Wohnungsmarkt nach § 201a BauGB mit 
einer Geltungsdauer bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2026. 

3. 	 Zusammenfassende Bewertung

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, dass die Vor-
aussetzungen für den Erlass einer Verordnung zur 
Bestimmung von Gebieten mit einem angespannten 
Wohnungsmarkt nach § 201a BauGB erfüllt sind. Auf-
grund aller fünf Indikatoren kann festgestellt werden, 
dass der Wohnungsmarkt in Hamburg angespannt ist. 
Inwieweit langfristig Veränderungen hinsichtlich der 
Bevölkerungsentwicklung und der Wohnungsnach-
frage in Hamburg entstehen, die Auswirkungen auf den 
Wohnungsmarkt haben, lässt sich derzeit kaum abschät-
zen. 

Der Senat hält aus den dargelegten Gründen den unein-
geschränkten Erlass dieser Verordnung für das gesamte 
Stadtgebiet für geboten. Der Senat erlässt daher diese 
Verordnung mit einem Geltungsbereich für das gesamte 
Stadtgebiet und einer Geltungsdauer bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 2026.
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Zweiunddreißigste Verordnung 
über die Erweiterung der Verkaufszeiten 

aus Anlass von besonderen Ereignissen im Bezirk Hamburg-Nord
Vom 13. Juli 2021

Auf Grund von § 8 Absatz 1 des Ladenöffnungsgesetzes 
vom 22. Dezember 2006 (HmbGVBl. S. 611), geändert am 
15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444, 449), in Verbindung 
mit § 1 der Weiterübertragungsverordnung-Verkaufszeiten 
vom 3. April 2018 (HmbGVBl. S. 82), geändert am 6. Oktober 
2020 (HmbGVBl. S. 523, 531), wird verordnet:

§ 1
Sonntagsverkaufszeiten im Bezirk Hamburg-Nord

(1) Verkaufsstellen dürfen am Sonntag, dem 8. August 2021, 
aus Anlass der Veranstaltung „Hamburger Kultursommer 
2021“ in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet sein.

(2) Nach § 8 Absatz 1 Satz 3 des Ladenöffnungsgesetzes 
wird die Freigabe der Öffnungszeiten nach Absatz 1, beschränkt 
auf das Shopping-Center Hamburger Meile, 22083 Hamburg.

§ 2
Schlussvorschrift

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den 
Ladenschluss vom 12. Mai 1998 (HmbGVBl. S. 68), zuletzt 
geändert am 19. Oktober 2004 (HmbGVBl. S. 386), bleibt 
unberührt.

Hamburg, den 13. Juli 2021.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord


